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86/02 Tierärzte 

Text 

Liste betreffend Tierarzneimittelanwendung unter Einbindung des Tierhalters und 
Tiergesundheitsdienste 

§ 7. (1) Der Bundesminister für Gesundheit und Frauen hat unter Bedachtnahme auf die 
Erfordernisse der Arzneimittelsicherheit, des Konsumentenschutzes, der Tiergesundheit und des 
Tierschutzes durch Verordnung festzulegen, welche Tierarzneimittel vom Tierarzt im Rahmen der 
Bestimmungen des Abs. 2 oder des § 12 oder des § 24 Abs. 3 des Tierärztegesetzes den Tierhaltern 
überlassen werden dürfen. Hiebei können, soweit dies zum Schutz der Gesundheit von Tier oder Mensch 
erforderlich ist, auch nähere Bestimmungen über die Anwendung der Tierarzneimittel festgelegt werden. 

(2) Der Bundesminister für Gesundheit und Frauen hat nach Anhörung der 
Landeshauptmännerkonferenz, der Bundeskammer der Tierärzte Österreichs und der 
Präsidentenkonferenz der Landwirtschaftskammern Österreichs den jeweiligen sanitäts- und 
veterinärhygienischen Erfordernissen entsprechende bundesweit einheitliche Vorgaben, denen 
Tiergesundheitsdienste im Regelungsbereich dieses Bundesgesetzes zu entsprechen haben, durch 
Verordnung festzulegen. Die Anerkennung von Tiergesundheitsdiensten im Einzelfall hat auf Antrag 
durch den jeweils zuständigen Landeshauptmann nach den vom Bundesminister für Gesundheit und 
Frauen durch Verordnung festgelegten Vorgaben zu erfolgen. Der Landeshauptmann hat hiebei die nach 
den jeweiligen sanitäts- und veterinärhygienischen Erfordernissen notwendigen Bedingungen und 
Auflagen festzulegen. Der Anerkennungsbescheid ist vom jeweils zuständigen Landeshauptmann dem 
Bundesminister für Gesundheit und Frauen zu übermitteln. Der Bundesminister für Gesundheit und 
Frauen kann diesen Bescheid jederzeit amtswegig aufheben, wenn der Bescheid entweder Bestimmungen 
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dieses Bundesgesetzes oder Bestimmungen anderer auf die Abgabe oder Anwendung von Arzneimitteln 
bezugnehmender Vorschriften widerspricht. Im Rahmen dieser Tiergesundheitsdienste darf der Tierarzt 
den Tierhalter in Hilfeleistungen, welche über die für die übliche Tierhaltung und Tierpflege notwendigen 
Tätigkeiten hinausgehen, sowie in die Anwendung von Arzneimitteln bei landwirtschaftlichen Nutztieren 
einbinden, wenn dies unter genauer Anleitung, Aufsicht und schriftlicher Dokumentation von Art, Menge 
und Anwendungsweise erfolgt. Im Rahmen eines solchen Tiergesundheitsdienstes können nach Maßgabe 
der Verordnung gemäß Abs. 1 Tierhalter auch in Impfungen eingebunden werden. Die Bestimmungen des 
§ 12 Abs. 1 Z 4 Tierärztegesetz und des § 12 Abs. 1 des Tierseuchengesetzes stehen daher einer solchen 
Einbindung auch bei Impfungen nach Maßgabe der Verordnung gemäß Abs. 1 nicht entgegen. Die 
Dokumentation ist vom Tierarzt mindestens fünf Jahre lang aufzubewahren und der Behörde auf 
Verlangen vorzulegen. Im Zeitpunkt des In-Kraft-Tretens dieses Bundesgesetzes bestehende 
Tiergesundheitsdienste gelten bis zur Erlassung einer bundesweit einheitlichen Regelung der 
Tiergesundheitsdienste als Tiergesundheitsdienste im Sinne dieses Bundesgesetzes. Andere ständige 
Betreuungsverhältnisse gemäß § 24 Abs. 3 des Tierärztegesetzes bleiben unberührt. 

(2a) Die gemäß Abs. 2 mit Verordnung zu erlassenden Vorgaben für Tiergesundheitsdienste können 
insbesondere Folgendes beinhalten: 

 1. Angaben, Bedingungen, Auflagen und sonstige Einschränkungen, die im Anerkennungsbescheid 
des Landeshauptmannes festzulegen sind; 

 2. die organisatorischen Anforderungen an den Tiergesundheitsdienst, zum Beispiel hinsichtlich der 
einzurichtenden Organisationsform, der Organe und deren Befugnisse; 

 3. Aufgaben des Tiergesundheitsdienstes und Bestimmungen über dessen Betrieb, beispielsweise 
betreffend die Erlassung einer Geschäftsordnung und Gebühren, die der Tiergesundheitsdienst 
von den Teilnehmern für erbrachte Leistungen zu fordern berechtigt ist; 

 4. die Pflichten des Tiergesundheitsdienstes sowie die Rechte und Pflichten der teilnehmenden 
Tierhalter und Tierärzte, insbesondere auch Regelungen über die fachliche Weiterbildung und 
Eigenkontrollen der Betriebsführung sowie Maßnahmen, die der Tiergesundheitsdienst bei 
Feststellung von Verstößen gegen die einschlägigen Vorschriften zu treffen hat. 

(2b) Die gemäß Abs. 2 mit Verordnung zu erlassenden Vorgaben für Tiergesundheitsdienste sind 
nach dem jeweiligen Stand der veterinär- und humanmedizinischen Wissenschaften 

 1. gemäß den Anforderungen zur Gewährleistung einer möglichst hohen Qualität von 
Lebensmitteln tierischer Herkunft und zur Erzielung eines bestmöglichen Verbraucherschutzes, 

 2. entsprechend den Erfordernissen zur Erhaltung der Gesundheit der für die 
Lebensmittelerzeugung bestimmten Tiere, 

 3. unter Bedachtnahme auf die Erfordernisse zur Minimierung des Einsatzes von Tierarzneimitteln 
und der haltungsbedingten Beeinträchtigungen bei der tierischen Erzeugung und 

 4. unter Berücksichtigung der Besonderheiten der jeweils einzubeziehenden Tierarten sowie der 
jeweiligen Betriebsstruktur in Österreich festzulegen. 

(3) Der Bundesminister für Gesundheit und Frauen hat zu seiner Beratung einen Beirat 
„Tiergesundheitsdienst Österreich“ einzusetzen, in welchem der Bundesminister oder ein von ihm 
bestellter Vertreter den Vorsitz führt. Ein Entsendungsrecht in diesen Beirat kommt der Bundeskammer 
der Tierärzte Österreichs mit vier Vertretern, der Präsidentenkonferenz der Landwirtschaftskammern 
Österreichs mit vier Vertretern, den Tiergesundheitsdiensten in den Ländern mit je einem Vertreter, der 
Bundesarbeitskammer mit einem Vertreter, der Wirtschaftskammer Österreich mit einem Vertreter, dem 
Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft mit einem Vertreter 
sowie dem Bundesministerium für Gesundheit und Frauen mit einem Vertreter zu. 
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